
Coronapanik: Antwort auf kleine
Anfrage – Bundesregierung räumt
Schnellschuss bei Lockdown ein
geschrieben von Admin | 15. Juni 2020
46 Abgeordnete sind der Bitte gefolgt, und die Anfrage wurde am 11.05.
als Bundestagsdrucksache 19/19081 veröffentlicht.  (hier) Inzwischen
liegt auch die Antwort der Regierung vor, die als Bundestagsdrucksache
19/19428 vom 04.06.20 veröffentlicht wurde. (hier). Der Inhalt hat die 5
Professoren enttäuscht. Die Regierung hat sich bemüht, mit einer
ausreichenden Anzahl von Worten möglichst nichts auszusagen. Trotzdem
erkennen sie interessante Neuigkeiten.
Auf die erste Frage

„Welche konkreten Szenarien lagen am 13.03.20 vor, und aus
welchen Grund hat sich die Regierung für Kontaktbeschränkungen
und gegen die Herstellung der Herdenimmunität entschieden?“

wurde geantwortet, dass es nur die täglichen Situationsberichte des
Robert-Koch-Instituts gab, die im Internet veröffentlicht sind. Damit
bestätigt sie die Aussage von Stephan Kohn aus dem Innenministerium
(siehe), dass es keine professionelle Entscheidungsvorbereitung gab.
Ohne Folgenabschätzungen für verschiedene Handlungsalternativen in
mehreren Szenarien war der Lockdown also nach dieser Antwort ein
panischer Schnellschuss!
Auf die dritte Frage,

„Mit welchen Gründen rechtfertigt die Regierung die hohen
wirtschaftlichen Schäden und die zusätzlichen Sterbefälle, die
aus ihren Maßnahmen resultieren, vor allem unter
Berücksichtigung der geringen geretteten Lebenszeit.“

Kam die kurze Antwort:

„Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu einer
geringen geretteten Lebenszeit in Bezug auf die Auswirkungen
der Coronavirus-Pandemie vor …“

das sollten sie aber! Die Regierung räumt also ein, dass sie keine
Ahnung hat!
Bei einer Konkurrenz verschiedener Grundrechte verlangt das
Bundesverfassungsgericht, dass das geschützte Grundrecht das
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beeinträchtigte wesentlich überwiegt, dass die Beschränkung ein
geeignetes Mittel ist und dass die Beschränkungen nicht übermäßig
belastend sind. Ein größerer Nutzen kann einen größeren Schaden
rechtfertigen. Die erste Bedingung wird von niemandem bestritten. Bei
der zweiten Bedingung sieht die Regierung im Lockdown den Grund für den
insgesamt glimpflichen Verlauf der Pandemie in Deutschland, sie kann
aber nicht erklären, warum schärfere Maßnahmen in Spanien, Italien und
Frankreich zu einem ungünstigeren Verlauf geführt haben, wo es nach der
Regierungslogik doch eigentlich andersherum sein müsste. Im Mittelalter
wurden gegen Epidemien Gottesdienste abgehalten, und sie wurden auch für
den Grund gehalten, warum die Krankheiten am Ende überstanden wurden.
Die 5 Professoren glauben eher an die Wirkung von Antikörpern, die sich
nach einer überstandenen Infektion bilden, sie können aber nicht
widerlegen, dass Kontaktbeschränkungen und Gebete auch eine Wirkung
haben.
Entscheidend ist aber die dritte Bedingung. Für sie wäre aber eine
professionelle Entscheidungsvorbereitung mit einer Folgenabschätzung
jeweils mit und ohne die geplanten Maßnahmen unverzichtbar gewesen. Die
hat es nach der Antwort auf die Frage 1 nicht gegeben. Dafür hätte nicht
nur der wirtschaftliche Schaden vor dem Lockdown beziffert werden
müssen, man hätte auch eine Berechnung der zu rettenden Lebenszeit als
Ausdruck für den Nutzen der Maßnahmen vornehmen müssen. Die Aussage von
Boris Palmer, man rette Menschen, die in einem halben Jahr sowieso tot
wären, beschreibt diesen Konflikt zutreffend. Ein enormer Schaden könnte
nur mit einem gigantischen Nutzen gerechtfertigt werden. Wenn die
Regierung – wie sie in der Antwort auf die kleine Anfrage eingeräumt hat
– hierzu keine Informationen hatte, hätte sie die
grundrechtsbeschränkenden Maßnahmen nicht beschließen dürfen. Der
Lockdown war also verfassungswidrig! 
gez. Prof. Dr. Werner Müller
als Koordinator der Gruppe der 5 Lockdown-kritischen Professoren

Keine Antwort ist auch eine Antwort!
Mit der Antwort der Regierung auf die Kleine Anfrage hat sie sich
bemüht, mit einer ausreichenden Anzahl von Worten möglichst nichts
auszusagen. Deshalb ist vornehmlich zu analysieren, vor welchen
Antworten sich die Regierung herumgedrückt hat. Man kann folgende
Antworten herauslesen:
zu Frage 1:
Die Regierung hatte nur die vom Robert-Koch-Institut veröffentlichten
Situationsberichte und sie bestätigt damit die Aussage von Stephan Kohn
aus dem Innenministerium, dass es keine professionelle
Entscheidungsvorbereitung gab. Der Lockdown war also ein panischer
Schnellschuss!
zu Frage 2:
Die Regierung weicht aus und verweist auf die Übersterblichkeit in
Europa, sie hat aber lt. Antwort auf die Frage 3 keine Informationen



über die statistische Lebenserwartung von 82jährigen in Deutschland. Es
gibt also keine Rechtfertigung!
zu Frage 3:
Antwort: „Der Bundesregierung liegen keine Informationen … vor…“ –
sollten sie aber! Die Regierung räumt also ein, dass sie keine Ahnung
hat!
zu Frage 4:
Gefragt wurde nach Lernmotivation und Sozialverhalten und die
Bundesregierung antwortet zu Übertragungswahrscheinlichkeiten und
Krankheitsverläufen. Aus dieser Antwort folgt, dass ihr die wirklichen
Probleme der Kinder und Jugendlichen egal sind!
Hier wird die am 04.06.2020 als Bundestagsdrucksache 19/19428
veröffentlichte Antwort der Bundesregierung
(http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/194/1919428.pdf) mit meinen
Kommentaren wiedergegeben:
….

Vorbemerkung der Bundesregierung
Bei der aktuellen Pandemie des neuartigen Coronavirus (SARS-
CoV-2) handelt es sich – von Beginn an – um ein sehr
dynamisches Geschehen, in Deutschland wie auch weltweit. Alle
Entscheidungen der Bundesregierung wurden abhängig vom
jeweiligen Infektionsgeschehen auf nationaler und
internationaler Ebene sowie in Abwägung der verfügbaren
fachlich-wissenschaftlichen Erkenntnissen in diesem
Zusammenhang getroffen. Die Bewertung des Infektionsgeschehens
erfolgt kontinuierlich u. a. durch das Robert Koch-Institut und
kann tagesaktuell auf dessen Internetseite abgerufen werden.
Dies beinhaltet auch umfangreiche Informationen zum verfügbaren
wissenschaftlichen Erkenntnisstand.

Kommentar:
Die Regierung hatte also keine eigenen Erkenntnisse! Das Handelsblatt
vom 26.03.20 schrieb:

„In den ersten Monaten der Coronakrise waren die Politiker das
größte Problem, weil sie keine Ahnung von Virologie hatten.
Jetzt, da die Seuchenexperten übernommen haben, zeigt sich eine
andere Schwäche: Virologen haben im Gegenzug wenig Ahnung von
Politik oder gar Wirtschaft.“ (hier)

Transparency International kritisierte während der Schweinegrippe 2009,
dass 13 der 16 Mitglieder der Ständigen Impfkommission des Robert-Koch-
Instituts von der Pharmaindustrie bezahlt wurden. Diese Branche ist
keine Wohltätigkeitsorganisation, sie will Umsatz machen. Warum haben

http://dipbt.bundestag.de/doc/btd/19/194/1919428.pdf
https://www.handelsblatt.com/meinung/kommentare/kommentar-die-neue-macht-der-virologen/25684390.html?ticket=ST-3115279-NqGXeWDzEgBcJajRMSKA-ap6


die großen Pharmaunternehmen mit Ausnahme von Fresenius
Vertriebskostenanteile von 30 %, obwohl der Vertrieb von Großhandel und
Apotheken organisiert wird und für verschreibungspflichtige Medikamente
nicht geworben werden darf? Sind die Masse der hier verbuchten Kosten
Provisionen? Wer gut schmiert, der gut fährt! Und die Pharmaindustrie
fährt derzeit recht gut. Pharmaaktien sind die Gewinner der Corona-Krise
(hier) Aber wer diesen Zusammenhang aufzeigt wird als
Verschwörungstheoretiker abgestempelt.
Die Regierung hat die Macht Virologen überlassen, die von der
Pharmaindustrie gesponsert werden, und für die eine Problemlösung ohne
Medikamente keine Option ist. Sie gefährden lieber die wirtschaftliche
Grundlage unseres Landes, als die Gewinne ihrer Sponsoren. Sie hat den
Bock zum Gärtner gemacht!                                              
                                       [Ende des Kommentars]
 
Vorrangiges Ziel der jeweils eingeleiteten Maßnahmen war und ist es, die
Ausbreitung des neuartigen Coronavirus (SARS-CoV-2) in Deutschland
einzudämmen bzw. zu verlangsamen, um Menschen vor Infektionen zu
schützen und eine Überforderung des Gesundheitssystems zu vermeiden.

Kommentar:
Die Befürchtung einer Überforderung des Gesundheitssystems wurde in der
Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage nicht mit Zahlen
belegt. Es wurde den 5 Professoren aber schon früher von einem CDU-
Abgeordneten mitgeteilt, dass ohne Lockdown von 75.000 Infektionen
täglich ausgegangen wurde. Bei einer in der Heinsberg-Studie ermittelten
Dunkelziffer von 90 % wäre das 7.500 täglich gemeldete Fälle gewesen.
Von den aktuell gemeldeten Fällen mussten durchschnittlich 19 % [21.028
von 178.570, bei 7.500 täglich gemeldeten Fällen wäre es täglich 1.425
gewesen – das RKI-Szenario (Dr. Matthias an der Heiden / Dr. Udo
Buchholz / Robert Koch-Institut, Abteilung für Infektionsepidemiologie,
Modellierung von Beispielszenarien der SARS-CoV-2-Epidemie 2020 in
Deutschland, S. 4 – diese Studie wurde zwar erst am 20.03.20
veröffentlicht, die Eckdaten dürften im RKI aber schon eine Woche früher
vorgelegen haben) rechnete mit 4,5 %, also 45 % der gemeldeten Fälle] 
für 14 Tage im Krankenhaus, was lt. Szenario 21.000 Patienten über
mehrere Wochen ergab. Mit Lockdown lag der Spitzenwert bei 5.705. Aus
dem Dunkelfeld ist dagegen niemand ins Krankenhaus gegangen, denn dann
wären diese Fälle ja gemeldet worden. Die Krankenhäuser haben aber
125.000 Betten für Corona-Patienten freigemacht. Nach dem RKI-Szenario
wurde mit einem 25-%-Anteil auf Intensivstationen gerechnet, also 5.125
Patienten. Mit Lockdown lag der Spitzenwert bei 2.908 (21.04.) und es
waren ständig etwa 12.000 Intensivbetten frei. Nach den Zahlen vom
25.05. wurden zwar 61,5 % statt 25 % der hospitalisierten Patienten auf
die Intensivstation verlegt; im Ergebnis war das Szenario des RKI in
diesem Punkt aber ziemlich genau (19 %  61,5 % = 11,71 %; 45 %  25 % =
11,25 %). Bei 75.000 Neuinfektionen täglich wäre also mit etwa 5.336
Patienten auf den Intensivstationen zu rechnen gewesen, was einer
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Auslastung von 43 % entsprochen hätte.
Es hat sich also niemand die Mühe gemacht, die Zahlen des RKI
durchzurechnen. Stattdessen wurden die Empfehlungen des RKI umgehend
umgesetzt. Das RKI wiederum wird von der Pharmaindustrie beeinflusst.
Man hat sich für die Kontaktbeschränkungen entschieden, weil die
Herdenimmunität schlecht für das Geschäft ist.
Auch ohne Lockdown wäre selbst die Hightech-Medizin nicht an ihre
Kapazitätsgrenze gekommen, und das Gesundheitssystem insgesamt wäre auf
keinen Fall zusammengebrochen. Es sollte auch Pläne für den
Katastrophenschutz geben, wie man auch Millionen von Kranken oder
Verletzten noch mindestens notdürftig versorgen kann; Hightech-Medizin
geht dann natürlich nicht. Das Gesundheitssystem würde aber auch dann
nicht zusammenbrechen. Nach dem Papier aus dem BMI ist diese Planung
aber wohl sehr lückenhaft.
Es gab also keine Szenarien, sondern nur Horrormeldungen aus der
Pharmaindustrie, die der Regierung vom Robert-Koch-Institut (13 von 16
Mitglieder der Ständigen Impfkommission des RKI wurden von der
Pharmaindustrie bezahlt) vorgelegt wurden.
Nach der Feststellung, dass es keinen Impfstoff und keine Medikamente
gibt, hätte man sich mit dieser Situation arrangieren und die Wehklagen
beenden müssen. Das vorrangige Ziel der Verhinderung von Infektionen war
in dieser Situation falsch. Es hätte vielmehr eine Ausbreitung in den
Nichtrisikogruppen gefördert werden müssen, um eine natürliche
Immunisierung zu erreichen. Die Schutzmaßnahmen hätten dann nur auf
Risikogruppen bezogen werden dürfen. Dann wären die Kinder und
Jugendlichen und insbesondere die Wirtschaft wesentlich geringer
Belastet worden. Lediglich die Pharmaindustrie hätte das Risiko gehabt,
dass man einen Impfstoff, wenn er dann irgendwann entwickelt würde, dann
nicht mehr brauche würde.
[Ende des Kommentars]
Durch die eingeführten Beschränkungen wurde die Ausbreitung des
neuartigen Coronavirus in Deutschland erfolgreich verlangsamt. Diese
Erfolge gilt es in den nächsten Wochen zu sichern und gleichzeitig
Beschränkungen des öffentlichen Lebens unter Berücksichtigung der
epidemischen Lage gegebenenfalls nach und nach zu lockern. Dabei erfolgt
eine kontinuierliche Kontrolle des Infektionsgeschehens, der Auslastung
des Gesundheitswesens und der Leistungsfähigkeit des öffentlichen
Gesundheitsdienstes als Grundlage für weitere Maßnahmen oder
Lockerungen. Zuständig für den Erlass von Schutzmaßnahmen zur Bekämpfung
ansteckender Krankheiten sind die Bundesländer und Kommunen. Diese
entscheiden auch über Beschränkungs- oder Öffnungsmaßnahmen im Bereich
der Schulen unter Einhaltung infektionshygienischer Maßnahmen.

Kommentar:
Der Erfolg hat viele Väter! Dass die Maßnahmen der Regierung für die
Abnahme der Fallzahlen verantwortlich sei, wird in Fachkreisen teilweise
bestritten. Weil bei einer Dunkelziffer von 90 % die gemeldeten
Fallzahlen mehr von den durchgeführten Tests als vom wirklichen



Infektionsgeschehen abhängen, sind die Statistiken, auf die sich die
Regierung mit dieser Aussage stützt, nicht sehr belastbar. Zudem wird
der Zeitverzug zwischen der wirklichen Infektion und Meldedatum nicht
angemessen berücksichtigt. Täte man dies, dann müssten die Maßnahmen der
Regierung gewirkt haben, bevor sie überhaupt umgesetzt wurden. Die als
Verschwörungstheoretiker diffamierten Kritiker glauben eher an die
Wirkung von Antikörpern als an Politiker.
Der Fraktionsvorsitzende der FDP im Bundestag hat der Regierung am
23.04.20 vorgeworfen, das Virus mit den Methoden des Mittelalters zu
bekämpfen. Wenn man diesen Gedanken fortsetzt, dann wurden Epidemien
damals mit Gebeten und Prozessionen bekämpft; heute glaubt man an den
Lockdown und Impfstoffe, die es aber noch nicht gibt. Früher wurden
Opfer gebracht; heute auch! Früher hat niemand das Haus ohne Kruzifix
verlassen, heute ist es der Mund-und-Nasen-Schutz. Wenn im Mittelalter
die Welle vorüber war, haben früher die Gebete geholfen, heute sind es
die Kontaktbeschränkungen. Und will eine christlich geführte
Bundesregierung behaupten, die vielen Gebete gläubiger Menschen, die es
auch in dieser Zeit gegeben hat, wären nur fauler Zauber und
wirkungslos?
Wer früher die Macht der Kirche angezweifelt hat, wurde als Ketzer auf
dem Scheiterhaufen verbrannt. Wer heute in einem Interview erwähnt, dass
ein Drittel der Verstorbenen Bewohner von Alten- und Pflegeheimen sind,
die dort im Durchschnitt 11 Monate nach ihrem Einzug versterben (Zitat:
Wir retten Menschen, die möglicherweise sowieso bald sterben) wird
danach von seiner   eigenen Partei in den Medien öffentlich hingerichtet
– Methoden des Mittelalters!
[Ende des Kommentars]
 

Zu den Fragen:

1.Welche konkreten Szenarien lagen am 13. März 2020 vor, und aus welchem
Grund hat sich die Bundesregierung für Kontaktbeschränkungen und gegen
die Herstellung der Herdenimmunität entschieden (siehe Vorbemerkung der
Fragesteller)?
Informationen zur epidemiologischen Lage am 13. März 2020 in
Deutschland, in Europa und weltweit sind in den Situationsberichten des
RKI dokumentiert und unter folgendem Link abrufbar:
www.rki.de/DE/Content/InfAZ/N/Neuartiges_Coronavirus/Situationsberichte/
Archiv.html. Ferner wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung
verwiesen.

Kommentar:
Nach den Erkenntnissen aus dem Papier von Stephan Kohn aus dem BMI mit
dem Titel „Analyse des Krisenmanagements“, hat es keine professionelle
Risikobewertung durch die Regierung gegeben, und es kann dann auch keine
normale Entscheidungsvorbereitung gegeben haben. Die Antwort der
Bundesregierung bestätigt diese Aussage. In ihr wird erklärt, dass der



Regierung am 13.03. nur der Situationsbericht des RKI vom 13.03.20
vorgelegen habe. Darin ist kein Szenario zu Handlungsalternativen (mit
und ohne Lockdown, Lockdown nur für Risikogruppen) enthalten, schon gar
nicht mit Best-Cases- und Worst-Cases-Variation. Im Ergebnis wird in der
Antwort der Bundesregierung eingeräumt, dass die Regierung im Blindflug
entschieden hat.
Es ist erschreckend, wie leichtfertig aus einem Bauchgefühl heraus
Maßnahmen beschlossen wurden, die Schäden in Billionenhöhe verursachen;
sowohl für die Steuerzahler als auch für die Bürger direkt, die nicht
alle Einbußen aus der Staatskasse ersetzt bekommen. Bei nur 1 Bio. €
kämen auf eine vierköpfige Familie Belastungen von 50.000 € zu. Diese
Kosten wurden nach der Antwort der Regierung wie auch nach den Aussagen
von Stefan Kohn ohne jede professionelle Entscheidungsvorbereitung
verursacht. Es wurde billigend in Kauf genommen, dass sich die Maßnahmen
ggf. auch als wirkungslos herausstellen könnten.                   [Ende
des Kommentars]
 
2. Was waren die Gründe, wegen der die Bundesregierung in der Covid-19-
Pandemie eine Bedrohung für die Bevölkerung sieht, obwohl sich die
Sterblichkeit nicht wesentlich von den alltäglichen Todesfällen
unterscheidet und sie sogar wesentlich niedriger ist als im
Januar/Februar 2017, März/April 2018 und Juli/August 2018, als die
Bundesregierung keinerlei Aktivität gezeigt hat (siehe Vorbemerkung der
Fragesteller)?
Bei dem Coronavirus handelt es sich um ein neuartiges Virus, gegenüber
dem in der Bevölkerung kein natürlicher Immunschutz besteht. Hinzu
kommt, dass aktuell kein Impfstoff und keine wirksame Therapie zum
Schutz vor SARS-CoV-2 zur Verfügung stehen. Vor diesem Hintergrund
wurden anti-epidemische Maßnahmen eingeführt, die die Ausbreitung des
neuartigen Coronavirus in Deutschland erfolgreich verlangsamt und
Infektionen und Todesfälle erfolgreich verhindert haben.
Bei den oben aufgeführten zusätzlichen Todesfällen handelt es sich um
sogenannte Übersterblichkeitsschätzungen (Exczess-Mortalität) während
vergleichsweise schwerer Grippewellen (Saison 2016/17, Saison 2017/18)
bzw. um Übersterblichkeitsschätzungen während einer extremen Hitzephase
im Sommer 2018. Bei Influenza steht eine Impfung zur Verfügung, und auch
bei einer Hitzewelle sind vorbeugende Maßnahmen möglich.
Erste europäische Übersterblichkeitsschätzungen zeigen, dass seit Beginn
der erhöhten SARS-CoV-2-Zirkulation in den Monaten März und April
Ausmaße erreicht wurden, die weder in den Grippesaisons 2016/17 oder
2017/18 noch im Sommer 2018 verzeichnet wurden, obwohl praktisch alle
Länder in Europa massive Maßnahmen zur Kontaktreduzierung ergriffen
hatten (www.euromo-mo.eu/).

Kommentar:
Es ist interessant, wie gut die Bundesregierung über die
Übersterblichkeit in Europa informiert ist, aber lt. Antwort auf die
Frage 3 keine Informationen über die statistische Lebenserwartung von



82jährigen in Deutschland hat.
In Deutschland kam es erst ab dem 25.03. zu einer Übersterblichkeit
gegenüber dem Dreijahresdurchschnitt der Vorjahre, vorher gab es aber
eine erhebliche Untersterblichkeit. Für die aktuell verfügbaren Zahlen
bis zum 10.05. gab es 2020 354.427 Sterbefälle (der 29.02. wurde wegen
der Vergleichbarkeit herausgerechnet) um im Dreijahresdurchschnitt
366.469. Mit Corona sind also bisher in 2020 12.042 Menschen weniger
gestorben als ohne Corona!

Sterblichkeit bis zum 10.05.2020

Wenn man die Daten nach Jahren (statt 3-Jahres-Durchschnitt) und
Altersgruppen (< 60, 60-79, ab 80) trennt und für 2017-19 das ganze Jahr
betrachtet, sieht man folgende Details:
Quelle: eigene Berechnung aus Daten des Statistischen Bundesamtes
Nur in wenigen Ländern, wie zum Beispiel in Italien und Spanien oder in
spezifischen Gegenden bestimmter Länder, lagen die Spitzen für kurze
Zeit über der Kapazität des Gesundheitssystems. In den meisten Ländern
erwies sich auch bei hohen Belastungen das Gesundheitssystem flexibler
als erwartet worden war. Gemäß dem EuroMOMO Bulletin, das die
Sterblichkeitsraten in Europa registriert, war in der Mehrzahl der
Länder in der Wintersaison 2019/2020 keine Übersterblichkeit zu
verzeichnen, und die Spitzen blieben unter beziehungsweise innerhalb des
Bereiches der früheren Phasen von Grippeausbrüchen. In den Ländern, in
denen der Höchststand im Jahr 2020 die früheren Sterblichkeitsraten
überstieg, waren die Spitzenwerte höher, dabei aber die Basis kleiner,
was bedeutet, dass auch in diesen Ländern die Gesamtzahl der saisonalen
Todesfälle nicht gestiegen ist.
Die Anzahl der gemeldeten Todesfälle für alle Altersgruppen in Europa
zeigt, dass es 2020 zwar einen höheren Höchststand gab als in den
Vorjahren, da aber die Basis im Jahr 2020 kleiner war als in den Jahren
zuvor, war die Gesamtzahl der Todesfälle nicht signifikant höher.
Für Norditalien sehen Forscher der Universität von Siena einen
Zusammenhang mit der Luftverschmutzung, was als Aufsatz unter dem Titel
Can atmospheric pollution be considered a co-factor in extremely high
level of SARS-CoV-2 lethality in Northern Italy? (Kann die



Luftverschmutzung als Co-Faktor für die extrem hohe SARS-CoV-2-Letalität
in Norditalien angesehen werden?) auf 
https://www.sciencedirect.com/science/article/pii/S0269749120320601
publiziert wurde.
Zusammenfassung (deutsche Übersetzung)

„In diesem Artikel wird die Korrelation zwischen der hohen
Letalität des CoronaVirus 2 (SARS-CoV-2) mit schwerem akutem
respiratorischen Syndrom und der Luftverschmutzung in
Norditalien untersucht. In der Tat sind die Lombardei und die
Emilia Romagna italienische Regionen mit der weltweit höchsten
Virusletalität und einem der am stärksten verschmutzten Gebiete
Europas. Basierend auf dieser Korrelation analysiert dieser
Artikel den möglichen Zusammenhang zwischen Umweltverschmutzung
und der Entwicklung eines akuten Atemnotsyndroms und
schließlich des Todes. Wir liefern Belege dafür, dass Menschen,
die in einem Gebiet mit hohem Schadstoffgehalt leben,
anfälliger für chronische Atemwegserkrankungen sind und für
jeden Infektionserreger geeignet sind. Darüber hinaus führt
eine längere Exposition gegenüber Luftverschmutzung auch bei
jungen und gesunden Probanden zu einem chronischen
Entzündungsreiz. Wir kommen zu dem Schluss, dass die hohe
Verschmutzung in Norditalien als zusätzlicher Faktor für die in
diesem Gebiet festgestellte hohe Letalität angesehen werden
sollte.“

Daraus ergibt sich die Frage, ob die niedrigeren Todesraten in
Deutschland auch mit einer besseren Luftqualität zusammenhängen
können.                                             [Ende des
Kommentars]
 
3. Mit welchen Gründen rechtfertigt die Bundesregierung die hohen
wirtschaftlichen Schäden und die zusätzlichen Sterbefälle, die aus ihren
Maßnahmen resultieren, vor allem unter Berücksichtigung der geringen
geretteten Lebenszeit (siehe Vorbemerkung der Fragesteller)?
 
Der Bundesregierung liegen keine Informationen zu einer geringen
geretteten Lebenszeit in Bezug auf die Auswirkungen der Coronavirus-
Pandemie vor; im Übrigen wird auf die Vorbemerkung der Bundesregierung
verwiesen.
Kommentar:
Die Aussage der Regierung, dass sie keine Informationen hat, ist absolut
glaubwürdig. Sie hat nicht nur keine Information, sie hat auch keine
Ahnung! Sie hat sich auch in der ganzen Entscheidungsfindung nie bemüht,
Informationen zu bekommen. Die sind z.B. in den Veröffentlichungen des
Statistischen Bundesamtes verfügbar. Daten, die Bürger daraus
recherchiert haben, werden von der Regierung als Verschwörungstheorie
abgetan.



Auf die zentrale Frage der Verhältnismäßigkeit ist die Regierung mit
ihrer Antwort nicht eingegangen. Weil sie keine Folgenabwägung getroffen
hat, kann sie nicht nachweisen, dass die Maßnahmen angemessen sind.
Damit sind sie verfassungswidrig!
Das Bundesverfassungsgericht verlangt bei der Konkurrenz von
Grundrechten, dass die Einschränkungen geeignet sind und dass das
geschützte Rechtsgut das beeinträchtigte wesentlich überwiegt.
Aus der Antwort zu Frage 2 geht hervor, dass die Regierung die
Kontaktbeschränkungen für ein wirksames Mittel hält, wie man im
Mittelalter auf Gottesdienste gesetzt hat. Obwohl die 5 Professoren die
Bildung von Antikörpern nach einer überstandenen Infektion für wirksame
halten, kann weder die Wirksamkeit der Gebete, noch der Kontaktsperre
widerlegt werden.
Die Frage „… wesentlich überwiegt …“ kann ohne eine überschlägige
Berechnung der geretteten Lebenszeit nicht beantwortet werden. Anders
als beim Luftsicherheitsgesetz geht es nicht darum, dass der Staat
bedrohtes Leben aktiv opfern würde. Es stellt sich die Frage, ob
bedrohtes Leben mit sehr hohem Aufwand und mit extremen
Kollateralschäden gerettet werden muss. Hierzu hatte die Regierung nach
eigener Aussage keine Information, und sie hat sich trotzdem für die
Kollateralschäden entschieden. Ohne Folgenabschätzung (siehe Frage 1)
und ohne eine Vorstellung zum Umfang der zu rettenden Lebenszeit konnte
die verfassungsrechtlich für die Einschränkung von Grundrechten gebotene
Güterabwägung nicht vorgenommen werden. Die Antwort der Regierung zur
Frage 3 bestärkt die 5 Professoren in der Einschätzung, dass die
Maßnahmen der Regierung übermäßig belastend und damit verfassungswidrig
waren.
Unsere Gesellschaft wird immer älter. Die Gruppe der über 80jährigen hat
sich in den letzten 30 Jahren etwa verdoppelt. Jedes Jahr kommen
700-750.000 Menschen hinzu – Tendenz steigend – und jedes Jahr stirbt
etwa 10 % der Altersgruppe. Die Todesfälle machen aber nur etwa 70 % des
Zugangs aus. Dadurch wächst die Altersgruppe jedes Jahr um etwa 210.000
Menschen an. Aktuell sind es ca. 5.750.000. Diese Altersgruppe stellt
etwa 64 % der Corona-Toten, während ihr Anteil an den bisherigen
Sterbefällen in den letzten Jahren nur 55-60 % betrug; Tendenz steigend.
Hierbei ist aber auch zu berücksichtigen, dass jüngere Menschen häufiger
an Unfällen sterben als die Alten. Die Bezeichnung als Risikogruppe ist
deshalb zu hinterfragen. Das besondere Risiko einer Covid-19-Infektion
geht mindestens nicht erheblich über das allgemein hohe Todesrisiko
dieser Bevölkerungsgruppe hinaus. Die bisherigen Corona-Todesfälle in
dieser sog. Risikogruppe machen nur etwa 1 % der üblichen Todesfälle
aus, und das bei einer immer älter und damit auch immer gebrechlicher
werdenden Altersgruppe. Jede Grippewelle im Winter oder Hitzewelle im
Sommer macht sich in der Todesfallstatistik in dieser Altersgruppe viel
stärker bemerkbar als Codiv-19. Selbst die 20fachen Todesfälle würden
nicht dazu führen, dass die Altersgruppe schrumpfen würde.
Die Bundesregierung unterstellt offensichtlich, dass die bisherige
Bevölkerungsentwicklung ewig so weitergeht. Aber in der Natur wachsen
die Bäume nicht in den Himmel! Die Fragen um Alter, Krankheit und Tod



haben aber mehr mit der Natur zu tun als mit politischen Entscheidungen.
Es ist unvermeidbar, dass die Lebenserwartung nicht immer weiter steigen
kann. Irgendwann hat der Körper keine Kraft mehr. Natürlich gibt es auch
Beispiele von gesunden und aktiven 90jährigen, die Mehrheit dieser
Altersgruppe hat aber eine sehr eingeschränkte Lebensqualität. Diese
Menschen wissen, dass sie keine Zukunft mehr haben, sie leiden
mindestens psychisch darunter und die Mehrheit von Ihnen wünscht sich,
dass sie nicht mehr lange leiden müssen.
Es ist also keine Naturkatastrophe, wenn jetzt ein Prozess einsetzt, der
angesichts der Bevölkerungsentwicklung der letzten Jahrzehnte
unausweichlich ist. Die Natur verlangt nach ihrem Recht und es wird am
Ende nur eine unnatürliche Entwicklung der Vergangenheit leicht
korrigiert.
Die 5 Professoren haben vorgerechnet, dass jetzt Geretteten
durchschnittlich noch etwa 1.000 Tage (= 2,74 Jahre) leben werden. Die
Zahl der Menschen, die wegen einer schweren Krankheit in den nächsten 2
Monaten mit ihrem Tod rechnen müssen, kann (bei 950.000 Todesfällen
jährlich, davon etwa 10 % plötzlich) auf etwa 140.000 geschätzt werden.
Die Geretteten sind überwiegend dieser Gruppe zuzurechnen! Lt. RKI vom
25.05. sind 3.138 Bewohner von Alten- und Pflegeheimen gestorben, die
dort im Mittel 11 Monate bis zu ihrem Tod leben. Bei 8.257 Todesfällen
insgesamt sind das 38 %, und weil sie nicht sofort nach ihrem Einzug
infiziert wurden haben die vermiedenen Todesfälle also noch im Mittel
etwa 150 Tage mit eingeschränkter Lebensqualität gelebt. Es gab auch die
30jährigen, die nichts von ihrer Krebserkrankung wussten, ohne Corona
nicht zum Arzt gegangen wären und ohne Corona noch 2 Jahre gelebt
hätten.
Die Regierung verweigert jeden nüchternen Blick auf die
Todesfallstatistik des Statistischen Bundesamtes und sie ist nicht
bereit, sich den nötigen Überblick über ein unangenehmes Thema zu
verschaffen. Nur aus diesem Grund hat die Bundesregierung keine
Informationen über die zu erwartende Restlebenszeit der Geretteten.    
                                                  [Ende des Kommentars]
 
4. Was sind die Gründe für die Schließung von Kindertagesstätten,
Kindergärten, Schulen und Hochschulen, wenn die Erkrankung doch an
jungen Menschen spurlos vorbeigeht und eine natürliche Immunität
möglichst vieler Menschen eher hilfreich im Kampf gegen noch wenig
bekannte Erreger ist (siehe Vorbemerkung der Fragesteller)?
 
Untersuchungen zur Rolle von Kindern bezüglich Empfänglichkeit für eine
Infektion, die Übertragungswahrscheinlichkeit auf andere Personen und
das Risiko für schwere Krankheitsverläufe dauern an. Verschiedene
Studien zu Kindern beziehen sich auf Situationen mit geschlossenen
Kindertagesstätten und Schulen, die nicht auf den normalen Alltag
übertragbar sind. Selbst die Dauer und Stärke einer Immunität sowie der
Schutz durch diese mögliche Immunität gegen schwere Erkrankungen nach
durchgemachter Infektion ist noch ungeklärt. Studien des RKI und anderer
Institutionen dazu sind angelaufen oder befinden sich zur Zeit in



Vorbereitung.
Kommentar:
Nach der Antwort der Bundesregierung sind alle Fragen im Zusammenhang
mit Kindern ungeklärt. Die Regierung hat also nach der Maxime gehandelt:
„Erst schießen – dann fragen!“
Es ist geklärt, dass nur 3 von 8.257 mit Corona-Infektion gestorbenen
Menschen unter 20 waren, und dass auch sie schwere Vorerkrankungen
hatten. In diese Altersgruppe mit ca. 15 Mio. Menschen wurden 11.395
Infektionen festgestellt; die Todesrate lag also bei 0,26 Promille.
Jedes Jahr sterben 50-60 Kinder unter 15 im Straßenverkehr und etwa 40
an Leukämie. Kinder und Jugendliche sind also nicht betroffen, tragen
aber wegen der Schließung der Schulen und Kitas neben den Selbständigen
die Hauptlast des von der Bundesregierung zu vertretenden
Kollateralschadens.
Besonders bei Grundschulkinder wird erst durch gruppendynamische
Prozesse eine gewisse Lernmotivation erzeugt, die jetzt wegfällt. Mit
eigenverantwortlichem Lernen sind diese Kinder überfordert, und die
Eltern sind mit den Anforderungen an das homeschooling restlos
überfordert. Weil die Grundschulen vor den Sommerferien nur symbolisch
öffnen, werden im Ergebnis 5 Monate Unterricht wegfallen, in denen die
Grundschulkinder auch viel wieder vergessen. Im Ergebnis wir ein volles
Schuljahr zerstört. Die Bundesregierung antwortet aber nur zu
Übertragungswahrscheinlichkeiten und Krankheitsverläufen. Aus dieser
Antwort folgt, dass ihr wirklichen Probleme der Kinder egal sind!
Böse Zungen mögen behaupten, dass Kinder keine Wähler sind und die
treuesten Wähler von CDU und SPD sind die alten Leute. Sollen nur
möglichst viele von ihnen mit aller Gewalt bis zur Bundestagswahl an
Leben gehalten werden, koste es was es wolle?
[Ende des Kommentars]
Die gesamte Information finden Sie hier
 

https://www.prof-mueller.net/corona/bundestag/

